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Landratsamt Esslingen 

SG 231 – Straßenverkehrsamt 

Pulverwiesen 11 

73726 Esslingen am Neckar 

11.04.2016 

Widerspruch gegen die Anordnung einer 

Höchstgeschwindigkeitsbeschränkung von 120 km/h auf dem 

Abschnitt der Bundesstraße B 313 zwischen Nürtingen und 

Autobahnauffahrt in beide Fahrtrichtungen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

am 21.04.2015 wurden auf dem bis dahin unbeschränkten Abschnitt der 

Bundesstraße B 313 (B 313) zwischen Nürtingen und Autobahnauffahrt 

Schilder mit Zeichen 274 für eine Beschränkung der 

Höchstgeschwindigkeit auf 120 km/h in beide Fahrtrichtungen aufgestellt.  

Gegen die Anordnung einer Höchstgeschwindigkeit von 120 km/h auf 

diesem Abschnitt (Verwaltungsakt) lege ich als betroffener 

Verkehrsteilnehmer durch Befahren der Strecke nach Aufstellung der eben 

genannten Schilder mit diesem Schreiben 

W I D E R S P R U C H 

ein, und beantrage die Wiederherstellung des vorherigen Zustands, 

nämlich die Anordnung von Autobahn-Richtgeschwindigkeit auf dem 

streitgegenständlichen Abschnitt der Bundesstraße B 313. 
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Begründung: 

Die für die Anordnung einer Höchstgeschwindigkeitsbegrenzung 

notwendigen Voraussetzungen des § 45 Abs. 1 StVO i. V. m. § 45 Abs. 9 

StVO liegen nicht vor. Deshalb gilt § 1 Autobahn-Richtgeschwindigkeits-V, 

da die Voraussetzungen für die Anordnung von Autobahn-

Richtgeschwindigkeit vorliegen.1 

Erläuterung:  

Das Ministerium für Verkehr und Infrastruktur Baden-Württemberg (MVI), 

vertreten durch Herrn Verkehrsminister Winfried Hermann, begründet die 

Anordnung dieser Höchstgeschwindigkeitsbegrenzung in der Drucksache 

15/6365 vom 20.01.2015 des Landtags von Baden-Württemberg (Kleine 

Anfrage und Antwort) wie folgt: 

Der Standstreifen weise nicht die erforderliche Breite auf, damit dort ein 

Pannen-Lastkraftwagen bei Bedarf gefahrlos anhalten könne. Zur 

Vermeidung von Verkehrsgefahren wurde deshalb die Beschränkung auf 

dem bis dahin frei gegebenen Streckenabschnitt durch das Landratsamt 

Esslingen angeordnet.2 

Somit ist die Anordnung einer Höchstgeschwindigkeitsbegrenzung 

laut MVI einem singulären Zustand geschuldet, nämlich einem 

offenbar zu schmalen Standstreifen. 

Das MVI bestätigt geltendes Recht, nämlich dass das geltende Recht zur 

Anordnung von Autobahn-Richtgeschwindigkeit das Vorhandensein oder 

1 Vgl. § 1 Nr. 2 Autobahn-Richtgeschwindigkeits-Verordnung 
2  Vgl. Anhang 1: Drucksache 15/6365 vom 20.01.2015 des Landtags von Baden-
Württemberg 

Kop
ie



Julian Sincu | 
Tel.: 

Seite 3 von 25 

eine konkrete Breite eines Standstreifens nicht vorsieht oder 

voraussetzt.3 

Rechtsgrundlage für die Anordnung von 

Höchstgeschwindigkeitsbeschränkungen im Straßenverkehr, speziell auf 

Autobahnen und autobahnähnlichen Straßen, ist § 45 Abs. 1 Satz 1 in 

Verbindung mit § 45 Abs. 9 Satz 2 StVO. § 45 Abs. 1 Satz 1 StVO in 

Verbindung mit § 45 Abs. 9 Satz 2 StVO setzt nach höchstrichterlicher 

Rechtsprechung für Beschränkungen des fließenden Verkehrs auf 

Autobahnen [bzw. autobahnähnlichen Straßen, Anm. d. Verf.] eine 

Gefahrenlage voraus, die - erstens - auf besondere örtliche 

Verhältnisse zurückzuführen ist und - zweitens - das allgemeine Risiko 

einer Beeinträchtigung der in den vorstehenden Absätzen des § 45 

StVO genannten Rechtsgüter (hier insbesondere: Leben und Gesundheit 

von Verkehrsteilnehmern sowie öffentliches und privates Sacheigentum) 

erheblich übersteigt. 4  Das BVerwG setzt im Jahr 2001 für derartige 

Beschränkungen das Erfordernis voraus, dass, sähe die 

Straßenverkehrsbehörde von jeglicher gefahrenverminderter Tätigkeit ab, 

die offensichtliche Befürchtung bestünde, dass als mit an Gewissheit 

grenzender Wahrscheinlichkeit vermehrt Schadensfälle eintreten würden, 

womit das Vorliegen einer konkreten Gefahr begründet wäre. 5  Das 

BVerwG korrigiert diese Auffassung im Jahr 2010, und stellt fest, dass die 

an Sicherheit grenzende Wahrscheinlichkeit der Entstehung von 

Schadensfällen keine Voraussetzung des § 45 Abs. 9 StVO ist. Stattdessen 

muss eine das allgemeine Risiko deutlich übersteigende 

Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts vorliegen.6  

3 Vgl. § 1 Autobahn-Richtgeschwindigkeits-Verordnung; vgl. dazu auch Antwort zu Frage 
4 in Drucksache 15/7042 (Anhang 2) 
4 Vgl. Urteil 3 C 23/00 BVerwG vom 05.04.2001 
5 Vgl. Urteil 3 C 23/00 BVerwG vom 05.04.2001 
6 Vgl. Urteil 3 C 37/09 BVerwG vom 23.09.2010 
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Ergänzend ist zu beachten: Die Generalklausel § 45 Abs. 1 Satz 1 setzt 

laut VG Hannover zwingend eine konkrete Gefahr voraus. 7  Eine 

abstrakte Gefahr für die Sicherheit oder Ordnung des Straßenverkehrs 

kann niemals als Grundlage für einen beschränkenden Eingriff mittels § 45 

StVO dienen.8 Abstrakte Gefahren für die Sicherheit oder Ordnung des 

Straßenverkehrs sind beispielsweise mit hohen Geschwindigkeiten auf 

Autobahnen generell verbunden – ihnen darf und kann nicht mit § 45 

StVO begegnet werden.  

Für die Legitimität der Anordnung der hier streitgegenständlichen 

Höchstgeschwindigkeitsbeschränkung von 120 km/h muss also eine wie in 

den vorigen Absätzen definierte konkrete Gefahrenlage (1.) vorliegen, 

die auf besondere örtlichen Verhältnisse zurückzuführen ist (2.), und 

gleichzeitig eine das allgemeine Risiko deutlich übersteigende 

Wahrscheinlichkeit des Schadeneintritts hat (3.). Nachfolgend erfolgt 

die Prüfung dieser Kriterien auf Vorliegen im konkreten hier 

streitgegenständlichen Fall: 

Abgeleitet aus den Informationen aus der Drucksache 15/6365 vom 

20.01.2015 des Landtags von Baden-Württemberg (Kleine Anfrage und 

Antwort) unterstellt das MVI die Gefahrenlage, dass wenn auf Autobahnen 

oder autobahnähnlichen Straßen die befestigte Fläche ab 

Fahrbahnrandmarkierung weniger als 2,70 m beträgt, dass dann 

Lastkraftwägen (Lkw) nicht sicher halten könnten, und somit mit 

vermehrten Schadensfällen bzw. Unfällen aufgrund der zu geringen Breite 

der eben genannten befestigten Fläche mit Pkw bei Geschwindigkeiten 

über 120 km/h zu rechnen sei. Dieser Gefahr könne, als logische 

Schlussfolgerung aufgrund der angeordneten 

Höchstgeschwindigkeitsbeschränkung, aus Sicht des MVI nur mit einer 

Höchstgeschwindigkeitsbeschränkung auf 120 km/h begegnet werden, da 

dann, gemäß Logik des MVI, auch bei unzureichender Breite das Verweilen 

7 Vgl. Urteil des VG Hannover vom 27.04.2010 – Az. 7 A 1820/08 
8 Vgl. Urteil des VG Hannover vom 27.04.2010 – Az. 7 A 1820/08 
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eines Lkws auf dem Standstreifen gefahrlos wäre. Es ist zu prüfen, ob 

eine Häufigkeit des vom MVI beschriebenen Unfallszenario in der 

Vergangenheit aufgetreten ist. Das zu prüfende Unfallszenario lautet also 

wie folgt: Ein Lkw hat auf einer geschwindigkeitsunbeschränkten 

Autobahn bzw. autobahnähnlichen Straße eine Panne und muss auf einem 

Standstreifen mit (laut Auffassung des MVI) zu geringer Breite nothalten. 

Ein Pkw fährt dort in Einklang mit der StVO rechtmäßig schneller als 120 

km/h (zwingende Bedingung des Szenarios, da das MVI diese 

Höchstgeschwindigkeitsbeschränkung offenbar als notwendiges und 

geeignetes Mittel zu Abwehr seines beschriebenen Gefahrenszenarios 

ansieht), und verursacht dann einen Unfall mit dem Pannen-Lkw, weil der 

Standstreifen nicht ausreichend breit war. Würde dieses beschriebene 

Szenario mit einer signifikanten Häufigkeit auftreten, so könnte das vom 

MVI beschriebene Gefahrenszenario durchaus als konkrete Gefahrenlage 

für die Anordnung einer Höchstgeschwindigkeitsbeschränkung in Betracht 

kommen. In einer Anfrage vom 30.07.2015 an das Polizeipräsidium 

Reutlingen wurden genau zu diesem Unfallszenario speziell für den 

streitgegenständlichen Abschnitt entsprechende Unfallzahlen zur 

Verifizierung dieses Gefahrenszenarios angefragt. Es ist anzunehmen, 

dass wenn Schadensfälle mit Lkw (Unfälle mit Lkw) auftreten, die Polizei 

eingeschaltet wird, um die Schuldfrage für die Versicherungen zu klären, 

da typischerweise Lkw Unternehmenseigentum sind. Es ist daher 

anzunehmen, dass die Polizei von derartigen Unfällen in jedem Fall 

Kenntnis nehmen würde. Das Polizeipräsidium Reutlingen äußert sich zu 

diesem Sachverhalt wie folgt: „Im Zeitraum von 2009 bis Ende Juni 2015 

ereigneten sich auf diesem Abschnitt der B 313 insgesamt 12 

Verkehrsunfälle unter Beteiligung von Lkw. Bei keinem der Unfälle war der 

beteiligte Lkw als Pannenfahrzeug auf dem Seitenstreifen oder auf der 

Fahrbahn gestanden. Ein liegengebliebenes Fahrzeug war bei keinen 

dieser Unfälle unfallursächlich.“9 Aufgrund dieser Antwort wird deutlich: 

das vom MVI beschriebene und befürchtete Gefahrenszenario hat es im 

9 Vgl. Anhang 3: E-Mail Antwort vom 03.08.2015 von Christian Bonnaire 
(Polizeipräsidium Reutlingen) 
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Zeitraum der Anordnung von Autobahn-Richtgeschwindigkeit auf dem 

streitgegenständlichen Abschnitt nie gegeben. Daher kann es sich bei 

diesem Gefahrenszenario in keinem Fall um eine konkrete Gefahr (1.) 

handeln, die auf besondere örtliche Verhältnisse zurückzuführen ist (2.). 

Auch die nötige überdurchschnittliche Wahrscheinlichkeit des 

Schadeneintritts (3.), unabhängig von einer konkreten Häufigkeit, ist 

nicht gegeben, da das beschriebene Gefahrenszenario niemals auf dem 

streitgegenständlichen Abschnitt während der Zeit der Anordnung von 

Autobahn-Richtgeschwindigkeit aufgetreten ist. Folglich liegen die 

beschriebenen Voraussetzungen des § 45 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. § 

45 Abs. 9 Satz 2 StVO für eine 

Höchstgeschwindigkeitsbeschränkung auf dem 

streitgegenständlichen Abschnitt nicht vor. Im Übrigen ist es höchst 

zweifelhaft, ob es jemals sicher oder gefahrlos sein kann, auf einer 

schnell-befahrenen Autobahn oder autobahnähnlichen Straße auf dem 

Standstreifen zu verweilen (was laut MVI durch die 

Höchstgeschwindigkeitsbeschränkung für Lkw gegeben wäre). Eine 

hundertprozentige Sicherheit gibt es hier auch bei einer 

Höchstgeschwindigkeitsbeschränkung von 120 km/h definitiv nicht – dies 

ist als abstrakte Gefahr einstufen, die allgemein mit hohen 

Geschwindigkeiten verbunden ist. 10 

 

Ergänzend:  

Laut Drucksache 15/7042 vom 14.07.2015 des Landtags von Baden-

Württemberg habe das Landratsamt Esslingen vom Regierungspräsidium 

Stuttgart einen Prüfauftrag zur Messung der befestigten Fläche ab 

Fahrbahnrandmarkierung auf dem streitgegenständlichen Abschnitt 

erhalten. Bei dieser Messung habe das Landratsamt Esslingen festgestellt, 

dass ab Fahrbahnrandmarkierung die befestigte Fläche nur 2,50 m 

betrage (das MVI erachtet jedoch 2,70 m für die Anordnung von 

                                   
10 Vgl. Urteil des VG Hannover vom 27.04.2010 – Az. 7 A 1820/08 
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Autobahn-Richtgeschwindigkeit als notwendig 11 ). Augenscheinlich habe 

die befestigte Fläche auf dem gesamten streitgegenständlichen Abschnitt 

dieselbe Breite.12 Das Landratsamt bestreitet jedoch, jemals einen 

offiziellen Prüfauftrag für diese Vermessung vom 

Regierungspräsidium Stuttgart erhalten zu haben.13 Eine Anfrage an 

das Regierungspräsidium Stuttgart mit der Bitte um Klärung blieb bis zur 

Verfassung des Widerspruchs unbeantwortet.14 Es ist somit fraglich, ob die 

vorbereitenden Prüfungen und Maßnahmen überhaupt korrekt 

durchgeführt wurden, und somit die Entscheidung über die Anordnung der 

Höchstgeschwindigkeitsbeschränkung von 120 km/h in erster Linie 

überhaupt rechtmäßig hätte erfolgen können und, auch bei Vorliegen 

einer wie vom Gesetz geforderten Gefahrenlage, dann auch rechtmäßig 

erfolgt wäre. Fraglich ist somit, wie die Breite von 2,50 m befestigter 

Fläche ab Fahrbahnrandmarkierung auf dem streitgegenständlichen 

Abschnitt festgestellt wurde. Fakt ist jedoch: Lkw können auf dem 

Standstreifen des streitgegenständlichen Abschnitt der B 313 in 

Notsituationen halten, was ein Foto vom 09. Oktober 2015 beweist 

(Anm. des Verf.: Die Tempo 60 Schilder in Gegenrichtung waren temporär 

durch Baumaßnahmen bedingt und sind nicht Gegenstand des 

Widerspruchs, da nicht mehr angeordnet). Das Foto in Anhang 6 zeigt 

zwei Lkw, wie sie auf dem streitgegenständlichen Abschnitt zwischen 

Autobahnauffahrt und Nürtingen, in Fahrtrichtung Nürtingen, auf einem 

ausreichend großen Standstreifen stehen, nicht die 

Fahrbahnrandmarkierung überschreiten und damit keine 

überdurchschnittliche Gefahr für den fließenden Verkehr darstellen. 15 

Unabhängig von der nun tatsächlich konkreten Breite der befestigten 

Fläche auf dem streitgegenständlichen Abschnitt kann also festgehalten 

                                   
11 Vgl. zum Inhalt der Klammer: Antwort zu Frage 8 in Drucksache 15/7042 (Anhang 2) 
12  Vgl. zu diesem Abschnitt: Antworten zu Fragen 6 und 7 in Drucksache 15/7042 
(Anhang 2) 
13 Vgl. Anhang 4: E-Mail Antwort von Thorsten König, Leiter Straßenbauamt, Landratsamt 
Esslingen vom 28.01.2016 
14 Vgl. Anhang 5: Anfrage vom 28.01.2016 an das Regierungspräsidium Stuttgart 
15 Vgl. Anhang 6: Foto: 2 Lkw stehen auf dem Standstreifen zwischen Wendlingen und 
Nürtingen, in Fahrtrichtung Nürtingen 
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werden: offenbar genügt die befestigte Fläche für nothaltende Lkw. Damit 

ist das Gefahrenszenario des MVI erneut widerlegt. 

 

Im Ergebnis ist festzuhalten, dass die Anordnung der 

Höchstgeschwindigkeitsbegrenzung von 120 km/h auf dem 

streitgegenständlichen Abschnitt der Bundesstraße B 313 zwischen 

Nürtingen und Autobahnauffahrt ohne Rechtsgrundlage und damit 

rechtswidrig erfolgt ist, da die rechtlichen Voraussetzungen, wie 

dargestellt, nicht vorlagen und nicht vorliegen und somit die beteiligten 

Behörden ihr Ermessen fehlerhaft ausgeübt haben. 

 

Deshalb ist, wie bereits gefordert, auf dem streitgegenständlichen 

Abschnitt wieder Autobahn-Richtgeschwindigkeit anzuordnen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Julian Sincu 
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